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Das Bundessozialgericht
hat unter dem 14. Dezember
2021 zum Geschäftszeichen B
14 AS 73/20 R ein wegweisen-
des Urteil zur temporären Be-
darfsgemeinschaft gefällt. Die
Kläger des Verfahrens, im strei-
tigen Zeitraum 11- und 14-
Jährige lebten überwiegend im
Haushalt der Mutter. Die El-
tern waren seit 2012 geschie-
den. Es bestand die gemeinsa-
me Sorge. Umgang fand gemäß
Umgangsvereinbarung beim
Vater an jedem 2. Wochenende
von Freitag bis Sonntag und
während der Hälfte der Ferien
statt. Die Kläger erhielten auch
Kindergeld und der jüngere
Kläger auch Unterhaltsvor-
schuss. Beide Eltern bezogen
Leistungen nach dem SGB II
von demselben Jobcenter. Das
beklagte Jobcenter erfuhr vom
regelmäßigen Aufenthalt der
Kläger beim Vater und machte
die Konkretisierung der Um-
gangstage geltend. Die Bewilli-
gung des Sozialgeldes wurde
gemäß § 48 SGB X teilweise
aufgehoben. Ein Anspruch auf
Sozialgeld bestehe während des
Aufenthalts beim Vater bei der
Mutter nicht. Während des
Aufenthalts beim Vater wurde
jedoch anteilig Sozialgeld be-
willigt. Die Kläger machten gel-

tend, dass ihr Existenzmini-
mum im Hinblick auf die Kür-
zung des Sozialgerichts bei ih-
rer Mutter gefährdet sei. Es fie-
len weiter Kosten für Strom,
Hausratsbekleidung und Le-
bensmittel an. Aus dem Verbot
der Reduzierung der Kosten
der Unterkunft während ihrer
Abwesenheit folge auch das
Verbot einer Aufteilung des So-
zialgeldes. Durch das Sozialge-
richt wurde die Klage abgewie-
sen. Durch das Landessozialge-
richt wurde die Berufung eben-
falls zurückgewiesen. Die Revi-
sion wurde zugelassen. Es sei
bereits fraglich, ob nach § 48
SGB X hätte aufgehoben wer-
den können wegen einer we-
sentlichen Änderung der Ver-
hältnisse. Da eine Umgangsver-
einbarung vorlag, hätte nicht
vorläufig bewilligt werden müs-
sen, sodass § 45 SGB X wegen
bestehender anfänglicher
Rechtswidrigkeit als Rechts-
grundlage in Betracht käme. 

Der Senat hat letztlich offen-
gelassen, ob die Leistungen, wie
vom Beklagten angenommen,
rechtswidrig zu hoch bewilligt
worden sind. Offen bliebe inso-

weit, ob den Klägern Mehrbe-
darfe, auch durch den Aufent-
halt in zwei Bedarfsgemein-
schaften, zu decken wäre. Das
BSG ging ebenfalls davon aus,
dass die Kläger für die Zeit ih-
res Aufenthalts bei ihrem Vater
keinen Anspruch auf Regelbe-
darf als in Bedarfsgemeinschaft
mit ihrer Mutter lebenden Per-
sonen haben. Ob eine dem
Grunde nach berechtigte Auf-
hebung der Höhe nach Bestand
haben könne, sei jedoch eine
Frage der Leistungsansprüche
auf Sozialgeld insgesamt. Diese
Prüfung sei nachzuholen. Das
Sozialgeld umfasse den Regel-
bedarf, Mehrbedarf und dem
Bedarf für Unterkunft und Hei-
zung. Welche konkreten An-
sprüche die Kläger auf Regel-
bedarf haben, richte sich da-
nach, an welchen Tagen sich
diese jeweils in Hauptteil des
Tages bei ihrer Mutter aufge-
halten haben (in der Regel
mehr als 12 Stunden). Der Re-
gelbedarf decke nur den Bedarf
für den regelmäßigen Leben-
sunterhalt ab. Für den Fall, dass
bei der Zugehörigkeit eines
Kindes zu 2 BGs in einem der

Haushalte nachgewiesener-
maßen auch Mehrbedarfe we-
gen des wechselnden Aufent-
halts entstehen, komme ein sol-
cher in Betracht. Welche beson-
deren, umgangsbedingten Be-
darfe angefallen sein könnten,
habe das LSG noch festzustel-
len. Das LSG habe lediglich all-
gemein ausgeführt, dass eine
Vielzahl der aus der Regellei-
stung zu finanzierende Bedarfe
blieben, wie Kleidung, Haus-
haltsgeräte, Möbel, Grundge-
bühren usw.. Feststellungen zu
den konkreten Positionen seien
daher nachzuholen. Wegen der
Besonderheiten der durch das

Leben in zwei Bedarfsgemein-
schaften ausgelösten Bedarfsla-
gen sei nicht ausgeschlossen,
dass der konkrete finanzielle
Aufwand über das hinausgehe,
was als Kind spezifischer regel-
mäßiger Bedarf mit dem Regel-
bedarf abzudecken ist. 

Ein entsprechender Mehrbe-
darf wird durch das örtliche
Jobcenter in der Regel nicht be-
willigt. Unter Bezugnahme auf
dieses Urteil wäre ein entspre-
chender Mehrbedarf daher ggf.
durchzusetzen. Dies im Rah-
men eines Widerspruchs- und
ggf. Klageverfahrens. Ange-
sichts der Komplexität der
Sach- und Rechtslage ist es da-
her stets empfehlenswert fach-
anwaltlichen Rat einzuholen. 
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